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Streng dem Gesetz nach gilt in der Schweiz als reichstem westeuropäischen Land eine der restrik-
tivsten Regelungsformen zum Schwangerschaftsabbruch in den OECD-Staaten. Gemäß dem Straf-
gesetzbuch vom 1. Januar 1942 ist die Unterbrechung einer Schwangerschaft grundsätzlich unter-
sagt. Eine Ausnahme bildet der medizinisch indizierte Eingriff als Spezialfall der gerechtfertigten
Notlage. Trotz intensiver Reformbemühungen und zahlreicher Versuche einer Neufassung gelang
in den letzten sechzig Jahren keine Abkehr von der bestehenden Rechtslage.
Dieser Beitrag versucht, die Ursachen für die hohe Policy-Stabilität zu erklären, indem die Etappen
des langen Kampfes um die Liberalisierung der Abtreibungsartikel rekonstruiert werden. Dabei
stützt sich die Untersuchung auf den Advocacy-Koalitionsansatz von Paul Sabatier und der institu-
tionellen Theorie der Vetospieler von George Tsebelis. Mit dieser Vorgehensweise soll einerseits
die dem schweizerischen Sonderfall zu Grunde liegenden Bedingungen aufgedeckt – also Politikva-
riation im internationalen Vergleich erklärt –, andererseits soll der Policywandel in dynamischer
Perspektive erfasst – d.h. der Reformprozess im Längsschnitt – rekonstruiert werden.
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5Einleitung
Kaum ein Thema ist gesellschaftspolitisch so umstritten wie die staatliche Regulierung der
Schwangerschaftsunterbrechung. Indiz dafür sind die international gegensätzlichen Reforminten-
tionen, zahlreichen Volksabstimmungen und die häufige Instrumentalisierung von Höchstgerichten,
womit die jeweiligen Gegner einer Gesetzänderung versuchten, ihren unterlegenen parlamentari-
schen Vorstellungen doch noch zum Siege zu verhelfen. Die Auseinandersetzungen nehmen bis-
weilen auch eine internationale Dimension an, wie jüngst das Beispiel der niederländischen
Schiffsklinik der Organisation „Women on Waves“ zeigt, welche vor der Küste Irlands Schwanger-
schaftsabbrüche durchführen wollte, um so das irische Abtreibungsverbot zu umgehen1. Auch auf
symbolischer Ebene lässt sich der hohe Konfliktgrad dieses Politikfeldes ablesen: So erklärte sich
1990 der belgische König Baudoin aus Gewissensgründen bei der Verabschiedung der aktuellen
Rechtsbestimmung für zwei Tage regierungsunfähig. Nur mit der vorübergehenden Abdankung
schien es dem katholischen Monarchen möglich, die vom Parlament bereits genehmigte Fristenre-
gelung zu bestätigen, ohne das liberale Reformgesetz zu unterzeichnen. An seiner Stelle verkündete
der Ministerpräsident das neue Abbruchsrecht2. Auch der Schweizer Bundesrat Kurt Furgler wei-
gerte sich in seiner Funktion als Justizminister im Jahr 1974, die bundesrätliche Vorlage zur Libe-
ralisierung der Bestimmung den eidgenössischen Räten zu unterbreiten (Linder 1999a: 224). Die
Vertretung der Regierungsvorlage übernahm deshalb der amtierende Bundespräsident Ernst Brug-
ger. Der Souverän bestätigte Furglers Haltung und verwarf seit Beginn der 70er Jahre in mehreren
Volksabstimmungen die unterschiedlichsten Varianten einer Neuregelung der Strafgesetzgebung
zum Schwangerschaftsabbruch von 1942.
Im März 2001 hat das Parlament nach langen sowie kontroversen Diskussionen erneut einen Re-
formversuch unternommen und die Einführung einer Fristenregelung beschlossen. Gegen diesen
Beschluss wurde jedoch das fakultative Referendum ergriffen.
Im internationalen Vergleich nimmt die aktuelle, bis zur Volksabstimmung3 weiterhin bestehende
schweizerische Abtreibungsordnung eine Sonderstellung ein: Während Staaten mit einem hohen
ökonomischen Entwicklungs- bzw. Modernisierungsniveau in der Tendenz über liberale Rege-
lungsformen verfügen, gilt in der Schweiz als reichstem westeuropäischen Land ein vergleichswei-
se restriktives Gesetz wie es für südeuropäische Staaten wie Spanien und Portugal typisch ist (Gin-
dulis 2001: 22). Gemäß dem Strafgesetzbuch (StGB) vom 1. Januar 1942 ist der Abbruch einer
Schwangerschaft grundsätzlich untersagt. Eine Ausnahme bildet der medizinisch indizierte Eingriff
als Spezialfall der gerechtfertigten Notlage (Locher 1988: 1506). Allerdings klaffte Norm und Pra-
xis im Zeitverlauf zusehends auseinander. So kam es 1980 nur noch vereinzelt, ab 1988 zu über-
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 International Herald Tribune vom 11.06.2001, S. 7.
2
 Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 06.04.1990.
3
 Das Referendum findet am 02.06.2002 statt.
6haupt keiner Verurteilung mehr nach Art. 118 StGB4. Dieses Auseinanderdriften von Gesetz und
seiner Anwendung sowie erhebliche interkantonale Unterschiede in der Vollziehung bildeten einen
wichtigen Impulsgeber für eine Neufassung des Abbruchsrechts. Trotz intensiver Debatten blieben
jedoch alle Reformversuche in den letzten sechzig Jahren erfolglos.
Dieser Beitrag versucht, die Ursachen für die hohe Policy-Stabilität zu erklären, indem die Etappen
des langen Kampfes um die Liberalisierung der Abtreibungsartikel rekonstruiert werden5. Die
Analyse enthüllt eine hohe Dysfunktionalität der traditionellen konkordanzdemokratischen Ent-
scheidungsmuster in diesem Politikfeld, da es nicht gelungen ist, durch Kompromisslösungen der
Ergreifung eines Referendums vorzubeugen. Unsere These besteht darin, dass sich das Abtrei-
bungsrecht aufgrund des ihm inhärenten fundamentalen Zielkonfliktes zwischen den zentralen
Rechtsgütern „Recht auf Leben“ und „Selbstbestimmungsrecht der Frau“ einer solchen konkor-
danzdemokratischen Regelung entzieht. Die Regulierung der Schwangerschaftsunterbrechung stellt
vielmehr ein Nullsummenspiel dar, bei dem keine durch Policy Broker vermittelte Kompensations-
geschäfte möglich sind. Folglich nutzten sowohl Abtreibungsgegner als auch Liberalisierungsbe-
fürworter den institutionellen Vetopunkt des fakultativen Referendums6, um den Konflikt um die
Abtreibung vor die Stimmurne zu bringen. Alle bisherigen Reformen des Abbruchsrechts wurden
mittels Mehrheitsregel entschieden. Eine Änderung des Status quo ist daher nur im Falle von Präfe-
renzänderungen innerhalb des Stimmvolkes möglich.
1. Theorierahmen
Aus theoretischer Perspektive verknüpfen wir den Advocacy-Koalitionsansatz von Paul Sabatier
(Sabatier 1993; 1999) mit der institutionellen Theorie der Vetospieler von George Tsebelis (Tsebe-
lis 1995a; 1995b; 1999; 2000). Mit dieser eklektizistischen Vorgehensweise soll einerseits die dem
schweizerischen Sonderfall zu Grunde liegenden Ursachen aufgedeckt – also Politikvariation im
internationalen Vergleich erklärt –, andererseits soll der Policywandel in dynamischer Perspektive
erfasst – d.h. der Reformprozess im Längsschnitt – rekonstruiert werden.
Da es sich bei der Schweiz um eine fast idealtypische Konkordanzdemokratie handelt (Lijphart
1999), wo die vier größten Parteien seit mehr als vier Jahrzehnten in einer Regierung zusammenge-
spannt sind, wird die Erklärungskraft der Parteiendifferenztheorie eingeschränkt. Dessen ungeach-
tet sind die politischen Kräfteverhältnisse und die ideologische Orientierung der Parteien besonders
in diesem höchst kontroversen Politikbereich von zentraler Bedeutung. Um diese zu fassen, greifen
wir auf den Advocacy-Koalitionsansatz zurück. Der auf die Erklärung von Policy-Veränderungen
zugeschnittene und die traditionelle Phasenheuristik erweiternde Ansatz der Advocacy-Koalitionen
                                                  
4
 BBl 1998 V, S. 5379.
5
 Für Leser, die mit dem politischen System der Schweiz wenig vertraut sind, findet sich im Anhang eine graphi-
sche Synopse des politischen Entscheidungssystems im Bund.
6
 Durch die Sammlung von 50 000 Unterschriften kann jeder Gesetzesbeschluss des Parlaments einer Volksab-
stimmung unterzogen werden.
7erklärt Staatstätigkeit als Produkt konfligierender normativer Überzeugungen von mindestens zwei
Akteurskoalitionen, den institutionellen sowie sozioökonomischen Rahmenbedingungen und den
daraus resultierenden Rückkoppelungen auf Handlungsressourcen und -präferenzen dieser Ak-
teurskonstellationen. Dieser Ansatz rückt akteursspezifische Wertvorstellungen in den Mittelpunkt
und eignet sich insbesondere für die Analyse von Staatstätigkeit in ideologisch konfliktiven Politik-
feldern über einen längeren Zeitraum hinweg. Im Gegensatz zu traditionellen Phasenmodellen des
politischen Entscheidungsprozesses (Deleon 1999: 19-32) geht dieser Ansatz von einem zyklischen
Politikprozess aus, welcher Rückkoppelungsschleifen im Entscheidungsprozess zulässt. Jede Po-
licy-Koalition besteht aus politischen Eliten, Experten und Interessengruppen, die eine gemeinsame
Welt- und Problemsicht (belief-system) teilen. Dadurch werden unterschiedliche Akteursebenen –
staatliche und nicht-staatliche – miteinander verklammert. Wir gehen von zwei Advocacy-
Koalitionen – einer Befürworterkoalition der straflosen Abtreibung und einer Koalition der Abtrei-
bungsgegner – sowie einem zweistufigen „belief-system“ aus. Der Policy-Kern jeder Koalition
besteht aus festgefügten, änderungsresistenten normativen Überzeugungen. Der zentrale Grundwert
der „Liberalisierungskoalition“ besteht im Recht des Individuums auf selbstbestimmte Lebensge-
staltung, während das Recht auf Leben des Ungeborenen den normativen Policy-Kern der „Lebens-
schutzkoalition“ darstellt. Auf Grund ihrer normativen bzw. ideologischen Fundierung erwarten
wir, dass sich die „Liberalisierungskoalition“ aus Linksparteien, liberalen Parteien sowie im außer-
parlamentarischen Bereich aus Frauenorganisationen zusammensetzt. Demgegenüber sollte sich die
„Lebensschutzkoalition“ aus konfessionellen und konservativen Parteien, den Kirchen sowie aus
Lebensschutzorganisationen rekrutieren. Die handlungsleitenden Kernpräferenzen der einzelnen
Koalitionen bestimmen die Richtung, in die staatliche Politik gelenkt werden soll. Ob dies gelingt
hängt aber von den Handlungsmöglichkeiten der Koalition, d.h. von den unterschiedlichen Res-
sourcen der Koalitionen sowie den institutionellen Handlungsschranken, ab. An dieser Stelle
kommt die Theorie der Vetospieler zum Zuge. Vetospieler sind nach George Tsebelis individuelle
oder kollektive Akteure, deren Zustimmung für eine Änderung des Status quo erforderlich ist. Für
die Schweiz sind zwei Vetospieler von zentraler Bedeutung, nämlich der Souverän mit seinen aus-
gebauten Vetorechten im Rahmen der Direktdemokratie und der Ständerat als gleichberechtigte
zweite Parlamentskammer. Eine Verfassungsgerichtsbarkeit mit Normenkontrollrechten gegenüber
dem Bundesgesetzgeber gibt es in der Schweiz nicht. Der Ständerat ist insofern als potenzieller
Vetospieler einzustufen, als sich auf Grund der strategischen Nutzung des Mehrheitswahlrechts
durch die bürgerlichen Parteien seine parteipolitische Zusammensetzung von jener der Volkskam-
mer erheblich unterscheidet. Im Vergleich zum Nationalrat ist die politische Linke im Ständerat
massiv unterrepräsentiert, während die Christdemokratische Volkspartei (CVP) im „Stöckli“ tradi-
tionell stark vertreten ist.
Die zweite Ebene des „belief-systems“ bilden instrumentelle Aspekte, mit denen die Vorstellungen
des jeweiligen Policy-Kerns in materielle Politik übersetzt werden sollen. Auf dieser Sekundärebe-
ne sind im Fall neuer Informationen, im Zuge externer Ereignisse, Lernprozessen oder spezifischer
Erfahrungen Einstellungsveränderungen möglich. Beispiele wären im konkreten Fall spezifische
Regelungsmodelle zur Umsetzung des Policy-Kerns etwa in Gestalt eines Abtreibungsverbots, ei-
nes Indikationsmodells oder einer Fristenregelung. Auf dieser instrumentellen Ebene kann – insbe-
8sondere durch Einschaltung von Vermittlern – zwischen den Koalitionen eine Annäherung stattfin-
den. Demgegenüber erweisen sich die Kernpräferenzen als änderungsresistent. Als Vermittler bzw.
Policy-Broker können Gerichte, Experten, Beamte und Regierungen auftreten. Ziel dieser keines-
falls immer neutralen Broker ist es, das Konfliktniveau zu kanalisieren und zu einer praktikablen
und tragbaren Lösung des Problems zu gelangen (Sabatier 1993: 129). Unsere Hypothese besteht
darin, dass sich die staatliche Regulierung der Schwangerschaftsunterbrechung auf dieser instru-
mentellen Ebene einer tragfähigen Kompromissbildung entzieht, da ein zwischen den Extrem-
punkten Verbot und völliger Freigabe angesiedelter Kompromiss weit in den Policy-Kern jeder der
beiden Advocacy-Koalitionen greift und deshalb von zwei Seiten Widerstand provoziert. Obwohl
der Bundesrat stets bemüht war, als Broker zwischen beiden Koalitionen zu vermitteln, versuchten
– wie in den folgenden Abschnitten gezeigt wird – beide Lager die institutionellen Vetopunkte der
Direktdemokratie zu nutzen, um ihren Kernpräferenzen qua Mehrheitsentscheid zum Siege zu ver-
helfen.
2. Das Reformgesetz zum Schwangerschaftsabbruch von 1942
Gemäß der revidierten Bundesverfassung (BV) von 1874 hatte der Bund keinerlei Kompetenzen
auf dem Gebiet des Strafrechts. Folglich besaßen gegen Ende des 19. Jahrhunderts alle Kantone,
mit Ausnahme von Uri, Nidwalden und Appenzell Innerrhoden, die noch nach Gewohnheitsrecht
oder nach speziellen Gesetzen Recht sprachen, ein eigenes Strafgesetzbuch (Stoos 1890: XIII).
1898 wurde zwar dem Bund gemäß Art. 64bis (1) BV die Gesetzgebungskompetenz auf dem Gebiet
des Strafrechts übertragen, das schweizerische Strafgesetzbuch trat aber nicht zuletzt auf Grund
heftiger Diskussion über die Abtreibungsfrage erst am 1. Januar 1942 in Kraft. Während der Bera-
tungen der eidgenössischen Räte um die Gestaltung des allgemeinen Strafgesetzbuchs in den Jahren
zwischen 1921 und 1937 stellte – so rückblickend der Bundesrat7 – der straflose Schwanger-
schaftsabbruch neben der Todesstrafe „das am meisten umstrittene Problem bei der Schaffung des
Strafgesetzbuches“ dar. In den Parlamentsdebatten prallten die divergierenden politischen Positio-
nen, insbesondere jene zwischen den Katholisch-Konservativen und der damals noch oppositionel-
len Sozialdemokratischen Partei, heftig aufeinander. Dabei war der Grundsatz der strafrechtlichen
Normierung der Schwangerschaftsunterbrechung bei den politischen Entscheidungsträgern wenig
umstritten. Die Art. 105 und Art. 106 des von einer Expertenkommission ausgearbeiteten Entwurfs
aus dem Jahr 1918, welche die Abtreibung durch die Frau sowie durch Drittpersonen unter Strafe
stellten, wurden ohne Abänderungen angenommen8. Im Mittelpunkt heftiger parlamentarischer
Auseinandersetzungen stand jedoch der Artikel 107 (im aktuellen Strafgesetzbuch Art. 120), dem-
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 BBl 1974 II, S. 726.
8
 Amtliches Bulletin, Nationalrat, 1929, S. 83; Amtliches Bulletin, Ständerat, 1931, S. 489. Der Antrag des kom-
munistischen Abgeordneten Franz Welti auf Streichung der Abtreibungsartikel 105-107 StGB wurde mit
sieben Fürstimmen bei 99 Gegenstimmen deutlich abgelehnt (Amtliches Bulletin, Nationalrat, 1929, S. 83).
9zufolge im Falle einer nicht abwendbaren Lebensgefahr oder einer großen gesundheitlichen Ge-
fährdung der Frau ein Schwangerschaftsabbruch straflos bleiben sollte9.
Die freisinnige Kommissionsmehrheit10 im Nationalrat befürwortete den Artikel in der Fassung
von 1918, wogegen die katholisch-konservative Minderheit11 seine ersatzlose Streichung forderte
und eine Erweiterung der medizinischen um die eugenische, kriminologische und vor allem soziale
Indikation im Sinne der sozialdemokratischen Kommissionsminderheit12 massiv ablehnte13. So
drohte der Berichterstatter der konservativen Fraktion Emil Grünenfelder: „wenn die sozialdemo-
kratischen Minderheitsanträge unter Art. 107 und 107bis Aufnahme fänden, (wären) wir nicht nur
aus den Gesichtspunkten der Volksgesundheit und des moralischen Wohles des Volkes, sondern
aus unserem Gewissen heraus verpflichtet (...), das Gesetz mit aller Kraft zu bekämpfen“14. Auch
die Liberalen wiesen im Nationalrat die Vorlage der Sozialdemokraten15, besonders die Einführung
der sozialen Indikation, aus pronatalistischen bevölkerungspolitischen Bestrebungen zurück16.
Demgegenüber plädierten die Kommunisten17 für die straflose Unterbrechung der Schwanger-
schaft18. In seinem Antrag auf Streichung der Strafartikel 105-107 kritisierte der Abgeordnete
Franz Welti, dass die Bestimmungen gegen die Abtreibung „eine sozial feindliche Einstellung der
herrschenden Klasse gegenüber den Frauen des arbeitenden Volkes“ darstellen und ein Versuch
sind „den Gebärzwang dieser Frauen unter allen Umständen aufrechtzuerhalten“19. Die folgenden
parlamentarischen Beratungen zur Strafvorschrift über den Schwangerschaftsabbruch beschäftigten
sich denn auch ausschließlich mit möglichen Voraussetzungen und formal-rechtlichen Verfahrens-
bedingungen, unter denen ein Eingriff straflos bleiben dürfte20. Da die Räte abweichende Be-
schlüsse zur Gestaltung des Art. 107 fassten, wurde ein Differenzbereinigungsverfahren eingeleitet.
Am 21. Dezember 1937 verabschiedete die Bundesversammlung nach jahrelangen und „gelegent-
lich von scharfen Auseinandersetzungen begleiteten“ Verhandlungen das gesamtschweizerische
Strafgesetzbuch21. Der Ständerat22 nahm mit 29 Fürstimmen bei 11 Gegenstimmen und einer Ent-
                                                  
9
 Amtliches Bulletin, Nationalrat, 1929, S. 22. Vgl. Ausführungen des Abgeordneten der Freisinnig-
demokratischen Fraktion Oskar Wettstein in: Amtliches Bulletin, Ständerat, 1935, S. 205.
10
 Amtliches Bulletin, Nationalrat, 1929, S. 22.
11
 Katholisch-Konservative Fraktion (gegründet 1857), Katholische Volkspartei (1894-1912), Konservative
Volkspartei (1912-1957), Konservative-christlich demokratische Partei (1957-1971), Christlich-
demokratische Volkspartei (seit 1971).
12
 Amtliches Bulletin, Nationalrat, 1929, S. 22.
13
 Amtliches Bulletin, Nationalrat, 1929, S. 30.
14
 Amtliches Bulletin, Nationalrat, 1929, S. 30.
15
 Sozialdemokratische Partei (gegründet 1888), Sozialdemokratische Fraktion (gegründet 1911).
16
 Amtliches Bulletin, Nationalrat, 1929, S. 25.
17
 Kommunistische Partei (1922-1939).
18
 Amtliches Bulletin, Nationalrat, 1929, S. 43.
19
 Amtliches Bulletin, Nationalrat,1929, S. 43.
20
 Amtliches Bulletin, Nationalrat, 1934, S. 368 ff.; Amtliches Bulletin, Nationalrat, 1935, S. 540 ff.; Amtliches
Bulletin, Nationalrat, 1936, S. 1501 ff.; Amtliches Bulletin, Ständerat, 1931, S. 487 ff.; Amtliches Bulletin,
Ständerat, 1932, S. 117 ff.; Amtliches Bulletin, Ständerat, 1935, S. 205-207; Amtliches Bulletin, Ständerat,
1936, S. 174-175.
21
 Vgl. Ausführungen des Bundesrats Jakob Baumann (FDP) in: Amtliches Bulletin, Ständerat, 1937, S. 498.
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haltung das Reformwerk an. Dabei setzten sich die Liberalen23 mit Stimmen von Abgeordneten der
Katholisch-Konservativen Fraktion, welche die Abstimmung über den Entwurf zuvor ihren Mit-
gliedern freigegeben hatte, durch24. Der Nationalrat25 beschloss mit 138 Fürstimmen bei 36 Ge-
genstimmen und fünf Enthaltungen das Strafgesetzbuch, wobei die liberale Ratsmehrheit, die Sozi-
aldemokratische Fraktion und einige Katholisch-Konservative26 für die Vereinheitlichung des
Strafrechts gestimmt hatten.
Gegen den Beschluss der Bundesversammlung wurde, nicht zuletzt wegen Art. 107 StGB, das Re-
ferendum ergriffen27. Am 3. Juli 1938 nahm jedoch das (männliche) Schweizervolk durch Ab-
stimmung mit 358 438 Fürstimmen bei 312 030 Gegenstimmen das allgemeine Strafgesetzbuch an.
Das in Bezug auf die Abtreibung restriktive Gesetz wurde – für den schweizerischen Vollzugsföde-
ralismus nicht untypisch – kantonal unterschiedlich angewandt. Maßgeblich hierfür waren – so der
Kanton Basel-Land im Vernehmlassungsverfahren 1973 – kantonale Unterschiede im Hinblick auf
die Konfessionsstruktur und Weltanschauung28. Die beträchtliche interkantonale Rechtsungleich-
heit führte dazu, dass Frauen den Abbruch einer Schwangerschaft illegal, in anderen Kantonen oder
im Ausland vornehmen ließen. Allerdings wurde erst zu Beginn der 70er Jahre versucht, diesem
Umstand mit einer Neufassung der Strafbestimmung gegenzusteuern.
                                                                                                                                                                
22
 Amtliches Bulletin, Ständerat, 1937, S. 501.
23
 Die Freisinnig-demokratische Fraktion (gegründet 1894) und Bauernfraktion (Bauern-, Gewerbe- und Bürger
Partei) (1919-1971).
24
 Amtliches Bulletin, Ständerat,1937, S. 499.
25
 Nationalrat, Amtliches Bulletin, 1937, S. 847.
26
 Auch im Nationalrat beschloss die Katholisch-Konservative Fraktion die Freigabe der Stimmen (Amtliches
Bulletin, Nationalrat, 1937, S. 872).
27
 BBl 1998 V, S. 5378.
28
 Vgl. BBl 1974 II, S. 716.
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3. Das Scheitern des „Bundesgesetzes über den Schutz der Schwanger-
schaft und die Strafbarkeit des Schwangerschaftsabbruchs“ von 1977
Wie in vielen europäischen Ländern verdichteten sich auch in der Schweiz zu Beginn der 70er
Jahre die Reformbestrebungen für eine Neuordnung des Abbruchsrechts von 1942. Ausgehend
von den Reform- sowie Partizipationsbegehren der 68er-Bewegung und wesentlich getragen von
Frauenorganisationen fügte sich die Forderung nach Legalisierung der Schwangerschaftsunterbre-
chung in eine Reihe von Bestrebungen nach Gleichberechtigung der Geschlechter, wie das 1971
erfolgreiche Begehren zur Einführung des Frauenwahlrechts, ein (Broda/Joris/Müller 1998: 214-
216). Den Auslöser bildete die Volksinitiative für die Straflosigkeit der Schwangerschaftsunter-
brechung, welche am 1. Dezember 1971 mit 59 904 gültigen Unterschriften eingereicht wurde
und mitten in die anlaufenden Beratungen über eine Reform des Strafgesetzbuchs hinein fiel1. Die
wesentliche Forderung der Initiative war die Aufnahme eines neuen Artikels 65bis in die Bundes-
verfassung, wonach ein Schwangerschaftsabbruch straflos bleiben sollte. Nur zwei Wochen später
lancierte der Kanton Neuenburg eine Standesinitiative mit gleicher Intention. Da es sich bei der
Standesinitiative um ein Gesetzesinitiativsrecht der Kantone handelt, stand die Streichung der
Abtreibungsartikel (Art. 118-121 StGB) im Mittelpunkt. Dieser Vorstoß der liberalen Kräfte mo-
bilisierte die Abtreibungsgegner, welche dem Parlament im September 1972 eine von ca. 180 000
Personen unterzeichnete Petition unterbreiteten, in der die Beibehaltung und Absicherung der
bestehenden gesetzlichen Bestimmungen zum Schutz des Ungeborenen gefordert wurde. Damit
gerieten Regierung und Parlament, von zwei Seiten bedrängt, unter Handlungsdruck. Die mit der
Reform des Strafgesetzbuchs betraute 31-köpfige Expertenkommission2 erhielt vom Eidgenössi-
schen Justiz- und Polizeidepartement die Weisung, sich den Artikeln 118-121 StGB prioritär zu-
zuwenden. Nach mehr als einjähriger Beratung unterbreitete die Kommission dem Departement
drei Lösungsvorschläge für eine Neuordnung des Abtreibungsrechts. Gesucht wurde die Grenze
der rechtlichen Zulässigkeit der Unterbrechung einer Schwangerschaft und so konnte sich auch
die Kommission nicht auf eine Regelungsform verständigen. Zur Disposition standen eine Fristen-
regelung sowie ein erweitertes Indikationsmodell mit und ohne soziale Indikation. Innerhalb der
Expertenkommission hielten Befürworter und Gegner der Fristenlösung einander die Waage3.
Damit sprach sich die Kommission deutlich für eine Liberalisierung der bestehenden Rechtslage
aus; eine Beibehaltung oder Verschärfung der Strafartikel wurde dagegen einhellig abgelehnt. Im
Gegensatz zu den parlamentarischen Verhandlungen vor dem Zweiten Weltkrieg, missbilligte die
Expertenkommission auch jede Instrumentalisierung der Bestimmung zu bevölkerungspolitischen
Zwecken. Falls sich der Gesetzgeber für ein Indikationsmodell entscheiden sollte, empfahl sie die
Schaffung eines eigenständigen Bundesgesetzes. Das erweiterte Indikationsmodell ohne soziale
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 Vgl. BBl 1974 II, S. 700 ff.
2
 Derartige außerparlamentarische Kommissionen spielen in der Schweiz im vorparlamentarischen Gesetzge-
bungsprozess eine tragende Rolle.
3
 BBl 1973 II, S. 858.
12
Indikation sah neben der bestehenden medizinischen eine Straffreiheit auch bei Vorliegen einer
juristischen sowie eugenischen Indikation vor. Gemäß dem erweiterten Modell mit sozialer Indi-
kation sollte der Abbruch einer Schwangerschaft dann straffrei bleiben, wenn die Geburt des Kin-
des eine schwere soziale Notlage der Mutter herbeiführen würde. Der Fristenregelung zufolge
sollte ein strafloser Eingriff auf Antrag der Frau bis zur 12. Woche erfolgen, sofern er durch einen
behördlich zugelassenen Arzt vorgenommen wird.
Diese drei Varianten wurden 1973 vom Justiz- und Polizeidepartement in das vorparlamentarische
Vernehmlassungsverfahren versandt, welches Parteien, den Kantonen und Interessenorganisatio-
nen die Möglichkeit einer Stellungnahme zum Gesetzesentwurf einräumt. Das Vernehmlassungs-
verfahren4 enthüllte eine Pattsituation zwischen den Kantonen, während sich drei der vier Bun-
desratsparteien für die Fristenlösung aussprachen (vgl. Tabelle 1). Die Zusammensetzung der
Liberalisierungs- und Lebensschutzkoalition entsprach dabei weitgehend den eingangs formulier-
ten Hypothesen: Für das erweiterte Indikationsmodell ohne soziale Indikation, d.h. für den vor-
sichtigsten Liberalisierungsschritt, sprachen sich mit der Christdemokratischen Volkspartei (CVP)
und der Evangelischen Volkspartei (EVP) zwei konfessionelle Parteien sowie die rechte Republi-
kanische Bewegung aus. Unterstützung fand diese Regelung ferner bei den Kantonen mit katholi-
scher Bevölkerungsmehrheit wie Freiburg, Wallis, Luzern, Appenzell Innerrhoden und Obwalden
sowie bei den meisten Kantonen der Inner- und Ostschweiz. Auch kirchliche Organisationen un-
terstützten dieses Modell, wenngleich die eugenische Indikation kritisiert wurde.
Für die Fristenlösung sprachen sich Zürich, Genf und Bern, das italienischsprachige Tessin sowie
jeweils zwei französisch- und deutschsprachige Kantone aus. Von den politischen Parteien vo-
tierten mit der Freisinnig-demokratischen Partei (FDP), der Sozialdemokratischen Partei (SPS)
und – entgegen unserer Vermutung – der konservativen Schweizerischen Volkspartei (SVP) drei
Regierungsparteien für diese Regelung. Auch der Landesring der Unabhängigen (LdU) sowie die
weit links positionierte Partei der Arbeit (PdA) sprachen sich für diese Variante aus. Klar favori-
siert wurde die Fristenlösung ebenso von den Frauenorganisationen.
Am wenigsten Unterstützung erfuhr das erweiterte Indikationsmodell mit sozialer Indikation. Le-
diglich vier Kantone und die politisch leichtgewichtige Liberal-demokratische Union bevorzugten
diesen Kompromissvorschlag. Damit bestand ein Patt zwischen zwei konträren Lösungsvarianten.
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Tabelle 1: Ergebnis des Vernehmlassungsverfahrens von 1973 zur Reform der Art. 118-121 StGB
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Quelle: BBl 1974 II, S. 713.
Das Wesen der schweizerischen Konkordanzdemokratie besteht darin, aus konfligierenden Inter-
essen einen tragfähigen, d.h. referendumsfesten Kompromiss zu schmieden. Angesichts der Er-
gebnisse des Vernehmlassungsverfahrens, welches im vorparlamentarischen Entscheidungspro-
zess der Sondierung von Interessenpositionen policyrelevanter Akteure dient, sprach sich der
Bundesrat in seiner Botschaft an die Bundesversammlung für das erweiterte Indikationsmodell
mit sozialer Indikation aus, also für jene Variante, die der Ideallösung der wenigstens Akteure
entsprach, sich jedoch zwischen den Idealpunkten der beiden Advocacy-Koalitionen befand. Da-
mit schlüpfte der Bundesrat in die Rolle eines Policy-Brokers, der zwischen den beiden Koalitio-
nen zu vermitteln versuchte, um so einen für beide Seiten akzeptablen Kompromiss zu erzielen.
Gemäß der Empfehlung der Expertenkommission wurde den Räten die Neufassung der Abtrei-
bungsartikel in einem eigenen Gesetz vorgeschlagen, welches als indirekter Gegenentwurf der
Volksinitiative gegenübergestellt werden sollte. Gleichzeitig wurde die Verwerfung des Begeh-
rens empfohlen und angeregt, der Neuenburger Standesinitiative nicht Folge zu geben5.
Der Bundesrat sprach sich in seiner Gesetzbotschaft hinsichtlich der Schutzwürdigkeit der zen-
tralen Rechtsgüter vorrangig für den Schutz des werdenden Lebens aus, verankerte jedoch neben
der medizinischen Indikation drei weitere Indikationsformen und beschritt damit den Weg einer
zaghaften Liberalisierung. Der Indikationskatalog wurde um eine eugenische, eine juristische
(strafloser Schwangerschaftsabbruch im Falle eines Sittlichkeitsdeliktes) sowie eine soziale Indi-
kation erweitert. Letztere beließ gemäß Art. 5 der Vorlage die Abtreibung dann straffrei, wenn die
„Austragung der Schwangerschaft mit hoher Wahrscheinlichkeit zu einer schweren, durch die zur
Verfügung stehenden Mittel nicht abwendbaren sozialen Notlage der Schwangeren führen wür-
de“6.
Dieser Gesetzvorschlag des Bundesrates löste im Parlament heftige Konflikte aus (Senti 1994: 94-
98). Sozialdemokratisch-liberale Kräfte tendierten im Nationalrat zur Fristenregelung, während
sich die Christdemokraten gemeinsam mit der SVP, welche im Vernehmlassungsverfahren noch
die Fristenlösung präferierte, für ein Indikationsmodell ohne soziale Indikation stark machten.
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Demgegenüber ging dem Ständerat der Regierungsvorschlag zu weit. In beiden Kammern standen
sich eine Koalition von FDP/SPS und eine aus CVP/SVP gegenüber, wobei sich angesichts der
Mehrheitsverhältnisse im Ständerat das konservative Lager durchsetzen konnte. Im Zuge des Dif-
ferenzbereinigungsverfahrens lenkte der Nationalrat ein und befürwortete das Bundesratsmodell.
Parallel zu den laufenden parlamentarischen Verhandlungen wurde im Januar 1976 von liberalen
und sozialdemokratischen Gruppen der Westschweiz eine neue, von 67 769 Personen unterstützte
Volksinitiative zur Einführung einer Fristenregelung eingereicht, nachdem die erste Initiative von
1971 wegen massiver Kritik zurückgezogen worden war7. Durch dieses Volksbegehren bekamen
die Beratungen der eidgenössischen Räte eine neue Dynamik. In Anbetracht der Fristenlösungsi-
nitiative schwenkte nun im Differenzbereinigungsverfahren der Ständerat auf das erweiterte Indi-
kationsmodell mit sozialer Indikation ein, sodass nach heftigen und langwierigen parlamentari-
schen Auseinandersetzungen der Kompromissvorschlag der Regierung, mit geringen Änderungen
versehen, 1977 vom Parlament beschlossen wurde8. „Unter dem Druck der Volksinitiative setzte
sich damit nach langem Hin und Her eine Kompromisslösung durch, die eigentlich von keiner
Seite getragen wurde“ (Senti 1994: 98). Wenig überraschend ergriffen daher sowohl die Befür-
worter als auch die Gegner einer Liberalisierung der bestehenden Rechtslage gegen das Gesetz
das fakultative Referendum. Der Liberalisierungskoalition ging der Kompromissvorschlag des
Bundesrates zu wenig weit, für die Lebensschutzkoalition war er zu permissiv. Im Dezember
1977 kam mit 95 041 gültigen Unterschriften das von zwei Komitees getragene Referendum ge-
gen das Bundesgesetz zustande9. Beide Advocacy-Koalitionen versuchten somit, ihre Kernüber-
zeugungen mittels eines direktdemokratischen Mehrheitsentscheids zum Siege zu verhelfen, da
die vorgeschlagene Kompromisslösung zu weit vom jeweiligen Policy-Kern entfernt war.
Zu heftigen parteipolitischen Konflikten kam es auch hinsichtlich der hängigen Fristenlösungsi-
nitiative. Trotz einer für den schweizerischen Parlamentarismus äußerst seltenen Einigungskonfe-
renz10 konnten sich die eidgenössischen Räte nicht auf eine Abstimmungsempfehlung einigen11.
Die Initiative wurde daher ohne Empfehlung Volk und Ständen zur Abstimmung unterbreitet.
Damit gelangten schließlich zwei Vorlagen vor die Stimmurne. Der Souverän hatte die Wahl zwi-
schen zwei Liberalisierungsvorlagen, nämlich zwischen dem von Bundesrat sowie Parlament fa-
vorisierten erweiterten Indikationsmodell mit sozialer Indikation und einer Fristenregelung im
Sinne der Initiatoren. Am 25. September 1977 wurde bei einer Stimmbeteiligung von 52 % die
Fristenlösungsinitiative von Volk und Ständen mit 51,7 % Gegenstimmen und einer Kantons-
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mehrheit von 13 4/2 gegen 6 2/2 verworfen. Eine Mehrheit fand das Begehren jedoch in der
Westschweiz. Gemäß der Nachanalyse der Volksabstimmung (VOX-Analyse) gaben vor allem
die Konfession als soziostrukturelles Merkmal und ethische bzw. religiöse Beweggründe den
Ausschlag für das Abstimmungsverhalten. 3/4 der Katholiken stimmten gegen, 2/3 der Protestan-
ten hingen für die Fristenregelung. Auch Bevölkerungsgruppen mit geringem Bildungsstand, älte-
re Personen sowie die ländliche Bevölkerung standen der Initiative überwiegend ablehnend ge-
genüber. SPS-, SVP- und FDP-Anhänger votierten mehrheitlich für die Fristenlösung, während
rund 94 % aller CVP-Anhänger sie ablehnten12.
Noch deutlicher scheiterte der indirekte Gegenentwurf und damit die Einführung des erweiterten
Indikationsmodells mit sozialer Indikation. Am 28. Mai 1978 votierte eine deutliche Mehrheit von
knapp 69 % gegen den Vorschlag der demokratischen Repräsentativorgane. Die im Rahmen einer
VOX-Analyse13 untersuchten Entscheidungsmotive zeigen, dass eine klare Mehrheit den indi-
rekten Gegenvorschlag als Scheinkompromiss deutete. Nur eine Minderheit der Stimmbürger
hatte – so der Kernbefund der Nachanalyse – aus Überzeugung für die Vorlage gestimmt. Das
Gesetz scheiterte vornehmlich daran, dass es von zwei Seiten bekämpft wurde, da einer Gruppe
der Entwurf zu weit ging, während die andere ihn als zu wenig liberal empfand. In der VOX-
Analyse wurden die Stimmbürger auch über ihr bevorzugtes Lösungsmodell befragt. Dabei zeigte
sich ein Patt zwischen einer Liberalisierungskoalition (49 %) und einer Status quo-Koalition
(47%)14. Die Verfasser der Studie kamen zum Schluss, dass angesichts dieser Kräfteverhältnisse
eine Änderung der bestehenden Rechtslage kurzfristig nur auf zwei Wegen zu erreichen sei, näm-
lich entweder in Gestalt einer kantonalen Regelung oder über die Einführung der Fristenlösung
mittels Bundesgesetz, zumal letztere am Ständemehr scheitern würde. Die dritte Möglichkeit für
einen Kurswechsel wurde auf lange Sicht im „Warten auf die nächste Generation“15 gesehen, da
die Analyse einen tiefen Generationenkonflikt in der Abtreibungsfrage offengelegt hatte.
Bereits kurz nach dem doppelten Nein setzten allerdings erneute Reformbemühungen ein. Im
Sommer 1978 wurden vier parlamentarische Initiativen und vier kantonale Gesetzesinitiativen
lanciert. Die Kantone Genf, Waadt, Basel-Stadt und Neuenburg sowie drei parlamentarische In-
itiativen regten eine föderalistische Regulierung der Schwangerschaftsunterbrechung an16. Die
Kantonalisierung der Regelungskompetenz hatte die Beseitigung der bestehenden Rechtsunsi-
cherheit und die Legalisierung der Abtreibung in liberalen Kantonen zum Ziel. Diese Initiativen
nach Rückverlagerung der Gesetzgebungskompetenzen wurden vom Ständerat blockiert und zu-
dem reichten radikale Abtreibungsgegner eine weitere Volksinitiative ein (Senti 1994: 104). Im
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Februar 1979 lancierten die Organisationen „Recht auf Leben“, „Ja zum Leben“ und „Helfen statt
Töten“ die Volksinitiative „Recht auf Leben“, welche mittels einer Definition des Beginns
menschlichen Lebens jede zukünftige Liberalisierung verhindern sollte17. Die im Sommer 1980
mit 227 472 gültigen Unterschriften eingereichte Initiative kam einem Abtreibungsverbot
gleich18. Erst drei Jahre später unterbreitete der Bundesrat seine Botschaft zum Begehren19. Er
begrüßte das Anliegen der Initiatoren, befand allerdings die Definition des Beginns menschlichen
Lebens aus „juristischen wie aus politischen Gründen“ problematisch und sprach sich gegen die
Volksinitiative aus20. Die Bundesversammlung kam relativ schnell zu einem Entscheid, zumal die
parteipolitischen Positionen im Konflikt um die Schwangerschaftsunterbrechung nach den lang-
jährigen Parlamentsdebatten schnell bezogen waren (Senti 1994: 104-106). Die konservative In-
itiative fand lediglich bei den konfessionellen Parteien und bei den Rechtsparteien Zustimmung
(Senti 1994: 106). Nach einem erneut leidenschaftlichen Abstimmungskampf folgten am 9. Juni
1985 Volk und Stände der Empfehlung vom Bundesrat sowie Parlament und verwarfen das
Volksbegehren mit deutlicher Mehrheit. Als signifikantes Merkmal für das Abstimmungsverhal-
ten erwies sich abermals die Konfession und Parteisympathie21. Befragte, welche der Religion
sehr große Bedeutung beimessen, stimmten zu 72 % für das Begehren, wogegen nur 8% der Be-
fragten, für welche die Religion nur geringe oder gar keine Bedeutung hat, für die Volksinitiative
votierten22. Der Stellenwert der Religionszugehörigkeit der Bevölkerung wurde auch von kanto-
nalen Abstimmungsergebnissen untermauert. Die Volksinitiative fand in einigen „katholischen
Kantonen“ wie Obwalden oder Appenzell Innerrhoden eine Mehrheit, während der Fürstimmen-
anteil im mehrheitlich protestantischen Appenzell Ausserrhoden nur 27,6 % betrug23.
4. Die Einführung der Fristenregelung zum Schwangerschaftsabbruch
2001
Die Diskussion über eine Revision der Strafbestimmung zum Schwangerschaftsabbruch von 1942
kam nach Jahren des Stillstands erst Anfang der 90er Jahre wieder in Schwung. 1993 reichte die
sozialdemokratische Abgeordnete Barbara Haering Binder, unterstützt von 62 Abgeordneten der
SPS, FDP, des Landesrings der Unabhängigen und der Grünen Partei (GPS), eine parlamentari-
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sche Initiative ein, welche die Einführung der Fristenregelung forderte. Begründet wurde dieser
Vorstoß mit dem Umstand, dass die seit über fünfzig Jahre geltende Rechtslage hinter den gesell-
schaftlichen Veränderungen zurückgeblieben und insbesondere „durch den Wertewandel in den
Einstellungen gegenüber der Sexualität und der Rolle der Frau“24 völlig überholt sei. Zudem be-
stünden enorme Unterschiede zwischen den Kantonen in der Rechtsanwendung.
Der Nationalrat schloss sich im Februar 1995 mit 91 zu 85 Stimmen bei vier Enthaltungen diesem
Begehren an25. Gestützt auf einen Expertenentwurf beschloss die Rechtskommission des Natio-
nalrates 1996 mit klarer Mehrheit eine Reform der Art. 118-121 StGB. Die Kommission favori-
sierte eine Fristenregelung, der zufolge ein Eingriff in den ersten 14 Wochen der Schwangerschaft
auf Verlangen der Frau und unter Mitwirkung eines Arztes straflos bleiben sollte. Dieser Kom-
missionsentwurf wurde 1997 in die Vernehmlassung geschickt. Für die Vorlage sprachen sich
SPS, FDP, GPS, LPS und PdA aus, wobei einigen Parteien der Entwurf in Teilen nicht weit genug
ging. Außerdem unterstützen die Mehrzahl der Kantone sowie 59 Interessenorganisationen die
Kommissionsvorlage. Die SVP war in einen liberalen und konservativen Flügel gespalten, wobei
sich die Reformgegner schließlich durchsetzten und den Kommissionsvorschlag verwarfen. Ab-
lehnend standen dem Entwurf auch die EVP und kleinere Rechtsparteien gegenüber. Ebenso spra-
chen sich vier Kantone und 31 Interessenorganisationen gegen die Vorlage und für den Status quo
aus. Bemerkenswert war die Position der CVP: Während die Parlamentsfraktion bei der alten re-
striktiven Rechtslage verbleiben wollte, forderten die CVP-Frauen in einer Resolution die Reali-
sierung der Initiative Haering Binder. Dies sorgte für parteiinternen Zündstoff und für die Einbe-
rufung einer außerordentlichen Delegiertenversammlung. Mit überraschend klarer Mehrheit vo-
tierten die Delegierten für einen straflosen Schwangerschaftsabbruch in den ersten 12 Wochen bei
gleichzeitiger obligatorischer Beratung26. Auf dieses so genannte Schutzmodell mit Beratungs-
pflicht schwor sich die CVP frühzeitig ein. Die Liberalisierungs- und Lebensschutzkoalition setzte
sich damit aus den nahezu gleichen parteipolitischen Akteuren wie in den 70er Jahren zusammen,
lediglich CVP und SVP wechselten die Fronten.
Dem Bundesrat ging hingegen die von der Nationalratskommission vorgeschlagene Liberalisie-
rung aus grundsätzlichen Überlegungen zum Schutz des vorgeburtlichen Lebens zu weit. Er favo-
risierte stattdessen das CVP-Schutzmodell mit Beratungspflicht. Dieses Modell kombinierte die
Fristenlösung mit einer obligatorischen Beratung durch staatlich anerkannte Beratungsstellen und
bildete – so die CVP-Ständerätin Marianne Slongo – den Versuch eines Brückenschlags zwischen
dem Schutz des Ungeborenen und dem Selbstbestimmungsrecht der schwangeren Frau27. Indem
sich der Bundesrat dieser Lösungsvariante anschloss und für eine sorgsame Güterabwägung plä-
dierte, versuchte er erneut, zwischen den beiden Advocacy-Koalitionen zu vermitteln: „Der Bun-
desrat betrachtet diesen Antrag als eine mögliche Lösung, die Rechte der Frau und den Schutz des
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ungeborenen Lebens zum Ausgleich zu bringen“28. Die Broker-Rolle der Regierung kommt auch
in folgender Stellungnahme von Bundesrätin Ruth Metzler im Ständerat deutlich zum Ausdruck:
“Der Bundesrat ist auch entschieden der Auffassung, dass der Gesetzgeber in dieser Frage keine
radikale Richtungsänderung einschlagen soll, sondern eine vermittelnde Lösung finden muss, die
der Achtung vor dem Leben und dem Selbstbestimmungsrecht der Frau gleichermassen Rechnung
trägt“29. Der Nationalrat folgte 1998 hingegen mit 98 zu 73 Stimmen dem Kommissionsmodell
mit einer 14-Wochenfrist. Mobilisiert durch eine sich abzeichnende politische Mehrheit für die
Fristenlösung wurde von der fundamental-religiösen Vereinigung „Schweizerische Hilfe für
Mutter und Kind“ eine neue Volksinitiative lanciert, die das „Rad der Zeit um Jahrzehnte zurück-
drehen“ wollte30. Über den Weg einer Partialrevision der Bundesverfassung wurde versucht, die
laufende Reform des StGB zu torpedieren. Der Inhalt der Initiative kam praktisch einem Abtrei-
bungsverbot gleich, denn selbst im Fall einer Schwangerschaft in Folge einer Vergewaltigung
sollte ein Abbruch untersagt werden. Das Begehren kam 1999 mit ca. 105 000 Unterschriften
zustande. Bundesrat und Parlament empfahlen jedoch, die Volksinitiative zu verwerfen31.
Unbeeindruckt von dieser Initiative plädierte auch der Ständerat im September 2000 für die Fri-
stenregelung, verkürzte jedoch die Frist für den straflosen Schwangerschaftsabbruch von 14 auf
12 Wochen32. Im Gegensatz zum Nationalrat, der keinerlei Beratung vor einem Eingriff verlang-
te, verankerte der Ständerat einen Passus im Gesetz, wonach die behandelnden Ärzte angehalten
werden sollten, die Frauen über gesundheitliche Risiken und Beratungsangebote zu informieren.
Zudem musste die Frau eine Notlage geltend machen und Schwangerschaftsabbrüche sollten nur
in den von den Kantonen bezeichneten Kliniken zugelassen werden33. In beiden Kammern unter-
lag somit das CVP-Schutzmodell mit Beratungspflicht und damit auch die Position des Bundes-
rates, welcher nun angesichts dieser Mehrheitsverhältnisse „still und leise auf die Fristenregelung
mit freiwilliger Beratung“34 einlenkte.
Im Zuge des Differenzbereinigungsverfahrens schwenkte im Dezember 2000 der Nationalrat mit
überwältigender Mehrheit von 116 zu 40 Stimmen bei 19 Enthaltungen auf die von der kleinen
Kammer vorgeschlagene 12-Wochen-Frist ein und akzeptierte das Beratungsgespräch mit dem
behandelnden Arzt. Er eliminierte jedoch den Passus, wonach sich die Frau bei einem Abbruch
auf eine Notlage berufen müsse, und strich auch die Formulierung, wonach Abtreibungen nur in
den von den Kantonen bezeichneten Kliniken durchgeführt werden sollten35. Dabei handelte es
sich bei der Verkürzung der 14-Wochenfrist – wie die Sprecherin der Kommission Aeppli Wart-
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mann ausführte – um eine „politische Konzession an den Ständerat“36. Trotz dieser Zugeständnis-
se, die einigen Nationalräten zu weit gingen37, beharrte der Ständerat hinsichtlich der beiden ver-
bliebenen rechtspolitischen Differenzen auf seinen Beschlüssen. Nun lag der Ball wieder beim
Nationalrat, der sich schließlich dem Ständerat anschloss. In der Schlussabstimmung am 23. März
2001 votierte der Nationalrat mit 107 zu 69 und der Ständerat mit 22 zu 20 Stimmen38 für die
Einführung einer Fristenregelung. Damit wurde nach achtjähriger parlamentarischer Beratung und
nach sechzig Jahren des Stillstands ein Kurswechsel in der Abtreibungsfrage eingeläutet.
Die CVP und die zuständige Departementsvorsteherin Ruth Metzler (CVP) kämpften bis zuletzt
für das obligatorische Beratungsmodell. Wie in den parlamentarischen Verhandlungen bereits
mehrfach angekündigt, ergriff die CVP erstmals in der Parteigeschichte das Referendum. Unter-
stützt wurden die Christdemokraten dabei von den Organisationen „Schweizerische Hilfe für
Mutter und Kind“, „Ja zum Leben Schweiz“ sowie der „Gesellschaft für den Schutz des ungebo-
renen Lebens“39. Gegen das Gesetz machten auch die katholische Kirche und evangelische Frei-
kirchen mobil, während der Schweizerische Evangelische Kirchenbund und der Evangelische
Frauenbund die Vorlage befürworteten40. Auch die Liberalisierungskoalition begann sich nach
dem Parlamentsentscheid zu organisieren. Verschiedene Frauenorganisationen, die Vereinigung
für die Straflosigkeit des Schwangerschaftsabbruchs sowie einzelne Politiker von FDP, SPS, GPS
sowie ein SVP-Ständerat schlossen sich zu dem Bündnis „Ja zur Fristenregelung“ zusammen.
Beide Advocacy-Koalitionen machten nochmals für den Referendumskampf mobil. Erneut wird
hier die Verklammerung zwischen politischen Eliten und außerparlamentarischen Interessengrup-
pen sichtbar und wiederum setzte sich die Liberalisierungs- und Lebensschutzkoalition aus den
bereits bekannten Akteuren zusammen.
Der CVP gelang es allerdings nicht, die notwendigen Unterschriften alleine zu sammeln. Anstelle
der 50 000 erforderlichen Unterschriften konnte die Partei nur knapp über 30 000 Unterschriften
aufbringen. Folglich kam es zu einem Schulterschluss mit der „Gesellschaft für den Schutz des
ungeborenen Lebens“, wodurch die Hürde von 50 000 Unterschriften genommen werden konnte.
Gleichzeitig versuchte sich diese Doppelallianz, von den Extrempositionen der „Schweizerischen
Hilfe für Mutter und Kind“ im Konflikt um die Abtreibung abzugrenzen. Letztere hatte nicht nur
die momentan hängige Volksinitiative für ein Abtreibungsverbot lanciert, sondern bekämpfte nun
auch gemeinsam mit der Organisation „Ja zum Leben Schweiz“ die Reform des Strafgesetz-
buchs41.
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 Amtliches Bulletin, Nationalrat, 2000, S. 1428.
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 Hinsichtlich des von den Schwangeren schriftlich einzureichenden Gesuches meinte etwa Ruth Gonseth
(GPS): „Das ist auch wieder so ein schlecht gelungener Kompromiss mit dem Ständerat“ (Amtliches
Bulletin, Nationalrat, 2000, S. 1431).
38
 NZZ 24.03.2001 (Nr. 70), S. 17.
39
 Diese wird wiederum von der Schweizerischen Evangelischen Allianz, diversen Lebensrechtorganisationen,
der Eidgenössischen Demokratischen Union sowie einigen Parlamentariern der SVP getragen (vgl. NZZ
24.03.2001 (Nr. 70), S. 13 und S. 14).
40
 NZZ 02.02.2002 (Nr. 27), S. 16.
41
 NZZ 12.07.2001 (Nr. 159), S.13; NZZ 13.07.2001 (Nr. 160), S. 11.
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Damit gelangen erneut zwei höchst unterschiedliche Regelungsmodelle zur Abstimmung. Der
Bundesrat verlegte nicht zuletzt aus taktischen Gründen das Abstimmungsdatum auf den 2. Juni
2002, um den Schwangerschaftsabbruch nicht gemeinsam mit der im März 2002 anstehenden
Abstimmung über den UNO-Beitritt vor das Volk zu bringen. Dadurch sollte eine zu große Mobi-
lisierung des wertkonservativen Lagers verhindert werden42.
5. Schlussfolgerungen
Trotz zahlreicher Reformbestrebungen verliefen zwischen 1942 und 2001 sämtliche Versuche zur
Liberalisierung der vergleichsweise restriktiven Regelung der Schwangerschaftsunterbrechung im
Sande. Die Ursache für diesen Reformstau liegt in einem normativ hoch aufgeladenen Zielkon-
flikt zwischen dem Schutz des Ungeborenen und dem Recht auf selbstbestimmte Lebensgestal-
tung der Frau. Die Lösung dieses Disputs stellt ein Nullsummenspiel dar und entzieht sich deshalb
einer verhandlungsbasierten Kompromissfindung. Um diese Kernwerte „Schutz des werdenden
Lebens“ einerseits und „Selbstbestimmung der Frau“ andererseits gruppierten sich zwei hinsicht-
lich ihrer Akteurskonstellation stabile Advocacy-Koalitionen. Diese setzten sich aus liberalen
Parteien, Linksparteien sowie Frauenorganisationen auf der einen Seite, Konfessionsparteien,
großen Teilen der SVP, Kirchenvertretern und zahlreichen Lebensschutzorganisationen auf der
anderen Seite zusammen. Die konkordanzdemokratische Regierung, der Vertreter beider Advo-
cacy-Koalitionen angehören, versuchte stets, als Policy Broker zwischen beiden Lagern zu ver-
mitteln. Da jedoch auf dem Gebiet des Abtreibungsrechts keine Tauschgeschäfte möglich sind,
handelte es sich bei den Vermittlungsversuchen des Bundesrates um für beide Seiten nicht ak-
zeptable Kompromisse, die unter Ausschöpfung aller Vetomöglichkeiten bekämpft wurden. Auf
parlamentarischer Ebene war es der Ständerat, über den das aus CVP und Teilen der SVP beste-
hende wertkonservative Lager versuchte, eine Liberalisierung der Rechtsordnung abzuwehren.
Insbesondere in den 70er Jahren gelang es den parteipolitischen Akteuren der „Lebensschutz-
koalition“, die Vetomacht des Ständerats zu nutzen, um die Einführung einer Fristenregelung zu
verhindern und eine Rückverlagerung der Gesetzgebung über den Schwangerschaftsabbruch in
die Kompetenz der Kantone zu unterbinden. Gleichzeitig begünstigte die Vetomacht der kleinen
Kammer Lösungen in der Nähe des Status quo. Dies war die Ursache dafür, dass das Parlament
auf die Linie des Bundesrates einschwenkte und dessen Kompromissmodell unterstützte, dem
nachgesagt wurde, „weder Fisch noch Vogel“43 zu sein. Gegen diesen Scheinkompromiss haben
beide Advocacy-Koalitionen das Referendum ergriffen. Im Abstimmungskampf kam es analog
zum Vernehmlassungsverfahren in beiden Lagern zu einer Verklammerung der politischen Eliten
mit außerparlamentarischen Akteuren entlang des jeweiligen „belief-systems“.
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 NZZ 09.07.2001 (Nr. 156), S. 10.
43
 So der Abgeordnete Walter Allgöwer (LdU), zitiert nach Martin Senti (1994: 95).
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Quellen: Eigene Zusammenstellung auf Basis des Bundesblatts der Schweizerischen Eidgenossenschaft 1938-
2002, Wili (1991), Neidhart (1970) sowie [http://www.admin.ch/ch/d/pore/index2.html]
Auf Grund der Unmöglichkeit, eine Reform der Strafartikel von 1942 konsensual auf den Weg zu
bringen, landete jede Gesetzrevision vor der Stimmurne (vgl. als Überblick Tabelle 2). Nichts
zeigt deutlicher die Dysfunktionalität der Konkordanzdemokratie auf dem Gebiet der Abtrei-
bungsregelung, deren Ausdifferenzierung wesentlich dem Ziel geschuldet war, durch Tauschpro-
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zesse einem Referendum vorzubeugen. Ungeachtet ob es sich dabei um eine Liberalisierung oder
eine Verschärfung der Rechtsordnung handelte, bestätigte bislang jede Volksabstimmung den
Status quo.
Auch gegen die jüngst erfolgte Einführung der Fristenlösung, die nach mehrjährigen Beratungen
2001 die parlamentarische Hürde genommen hat, wurde das fakultative Referendum ergriffen.
Anstoß dieser Reform war der Umstand, dass die alte strafrechtliche Regelung immer mehr von
der gesellschaftspolitischen Realität überholt wurde. Hinzu kamen erhebliche regionale Unter-
schiede im Gesetzesvollzug, die einen interkantonalen „gynäkologischen Tourismus“ Vorschub
leisteten44, während in den letzten Jahren von einer Strafverfolgung sogar gänzlich abgesehen
wurde45.
Zwar versuchte der Bundesrat erneut zwischen beiden Advocacy-Koalitionen zu vermitteln, in-
dem er sich auf das CVP-Schutzmodell mit Beratungspflicht einschwor, National- und Ständerat
sprachen sich jedoch für eine Fristenregelung ohne obligatorische Beratung aus. Der Ständerat
nahm zwar einige Korrekturen am Gesetz vor, trug aber im Gegensatz zu den 70er Jahren die Fri-
stenregelung mit. Trotz einiger vom Ständerat eingeführter und vom Nationalrat schließlich ge-
billigter Nachbesserungen gelang es nicht, CVP und Abtreibungsgegner von der Ergreifung des
Referendum abzuhalten. Hätte dagegen das Parlament den Kompromissvorschlag der Regierung
in Form des CVP-Schutzmodells mit Beratungspflicht beschlossen, wäre ein Referendum – dies-
mal initiiert von der Akteuren der Liberalisierungskoalition – ebenso unvermeidbar gewesen46.
Der Unterschied der jüngsten Reform zum gescheiterten Bundesgesetz von 1977 besteht aller-
dings darin, dass sich das Parlament diesmal im Zielkonflikt zwischen den zentralen Rechtsgütern
klar positionierte, indem es sich für das Selbstbestimmungsrecht der Frau ausgesprochen hat. Die
Chancen, dass die Fristenlösung die Abstimmung am 2. Juni übersteht, stehen gut47. Seit der
letzten Volksabstimmung zur Abtreibungsfrage sind fast zwanzig Jahre vergangen. Policy-
Learning der politischen Elite und ein Generationenwechsel im Stimmvolk könnten der Fristenre-
gelung diesmal zum Durchbruch verhelfen.
                                                  
44
 BBl 1998 V, S. 5379.
45
 Ständerat Rolf Schweiger (FDP) brachte dieses Auseinanderklaffen von Recht und praktischer Anwendung
folgendermaßen auf den Punkt: „Die wohl überwältigende Mehrheit unseres Rates ist zur Auffassung ge-
langt, dass bei einer unvoreingenommenen Würdigung der Gegebenheiten die Beibehaltung der bisherigen
Gesetzeslage unredlich und scheinheilig geworden ist. Wenn eine Gesetzesbestimmung über Jahre und
Jahrzehnte hinweg nicht mehr angewendet wird, obwohl jedermann weiss, dass sie permanent übertreten
wird, ist eine weitere Beibehaltung rechtlich und politisch nicht mehr zu verantworten“ (Amtliches Bulle-
tin, Ständerat, 2000, S. 536).
46
 Vgl. den Debattenbeitrag von Regine Aeppli Wartmann (SPS) in: Amtliches Bulletin, Nationalrat, 2000, S.
1437. Ähnlich auch Ständerat Rico Wenger (SVP): „Den letzten Entscheid wird so oder so das Schweizer-
volk treffen, und das wird in einer Gewissensfrage wie dieser dann sicher der weiseste Entscheid sein“
(Amtliches Bulletin, Ständerat, 2000, S. 535).
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 Vor Beginn des Abstimmungskampfes rechnet der Politologe Claude Longchamp mit einem Ja für die Fri-
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